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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Rückblick auf die 51. Legislatur: Rechtsordnung

Autorinnen: Karin Frick und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Zu Beginn der Legislatur stand insbesondere die Stärkung der Terrorismusbekämpfung
in der Schweiz im Zentrum des Themenbereichs «Rechtsordnung». Dabei setzte der
Bundesrat die Strategie der Schweiz zur Terrorismusbekämpfung mittels drei Projekten
um: Das Bundesgesetz über Vorläuferstoffe für explosionsfähige Stoffe soll den bisher
im Vergleich zur EU einfacheren Kauf von chemischen Substanzen, die zur Herstellung
von Sprengstoff verwendet werden können, erschweren. Durch die Verstärkung des
strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität in
Umsetzung des Europarat-Übereinkommens zur Verhütung des Terrorismus sollen
bereits Handlungen im Vorfeld eines geplanten terroristischen Aktes strafbar gemacht
werden. Und das an der Urne angenommene Bundesgesetz über polizeiliche
Massnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (PMT) soll der Polizei zusätzliche
Instrumente gegen terroristische Gefährderinnen und Gefährder liefern, unter
anderem indem verdächtige Personen in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt
werden.

Während sicherheitspolitische Argumente gemäss Nachabstimmungsbefragung zum
Terrorismusgesetz an der Volksabstimmung von zentraler Bedeutung waren, spielten sie
bei der Annahme der Initiative «Ja zum Verhüllungsverbot» im März 2021 eine eher
untergeordnete Rolle. Als Hauptargument zur Annahme der Initiative, die ein Verbot der
Gesichtsverhüllung im öffentlichen Raum und an öffentlich zugänglichen Orten
beinhaltete, wurde der Schutz der Schweizer Werte und Kultur genannt. Der
bundesrätliche Gesetzesvorschlag zur Umsetzung der Initiative befand sich Ende der
Legislatur noch in parlamentarischer Beratung. 

Auch zu Beginn der Legislatur abgeschlossen werden konnte die Totalrevision des
Datenschutzgesetzes, wobei vor allem die Voraussetzungen, unter denen das
sogenannte Profiling, d.h. die Verknüpfung von Daten zur Erstellung von
Persönlichkeitsprofilen, zulässig ist, umstritten waren. Im Juni 2021 lehnten die
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger zudem die Einführung einer E-ID ab, wobei nicht
in erster Linie die E-ID an sich, sondern deren Herausgabe durch private Anbieter
anstelle des Staates kritisiert wurde.

Das grösste Gesetzgebungsprojekt im Themenbereich «Rechtsordnung» war die
Strafrahmenharmonisierung und Anpassung des Nebenstrafrechts an das neue
Sanktionenrecht – tatsächlich widmete das Parlament in dieser Legislatur keiner
anderen Vorlage mehr Diskussionszeit (gemessen an der Anzahl Wörter). Damit sollten
die aus den 1940er-Jahren stammenden Strafen mit den heutigen Werthaltungen in
Einklang gebracht und deren Verhältnis zueinander neu ausgelotet werden. Diskutiert
wurde dabei insbesondere über eine Verschärfung der Strafen für Gewalt gegen
Behörden und Beamte sowie über die Revision des Sexualstrafrechts, welche aber
aufgrund des grossen Besprechungsbedarfs in einen eigenen Entwurf ausgelagert
wurde. Dabei entschied sich das Parlament nach langen Diskussionen, die auch in der
Gesellschaft und den Medien widerhallten, gegen eine neue «Nur-Ja-heisst-Ja»-
Regelung, die Vergewaltigung zukünftig als sexuelle Handlungen ohne Einwilligung des
Opfers definiert hätte. Stattdessen ergänzte es die sogenannte «Nein-heisst-Nein»-
Regelung dahingehend, dass auch ein allfälliger Schockzustand des Opfers erfasst wird.
Nach der neuen Definition wird bei einer Vergewaltigung nicht mehr vorausgesetzt,
dass das Opfer zur sexuellen Handlung genötigt wurde. Zudem können künftig nicht
mehr nur Frauen als Opfer einer Vergewaltigung anerkannt werden.

Ausführlich debattiert wurde auch die Revision der Strafprozessordnung (StPO).
Nachdem das Parlament – nach einem Urteil des EGMR – kurzfristig bereits eine
Gesetzeslücke bei der Sicherheitshaft geschlossen hatte, befasste es sich mit
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problematischen Aspekten der Strafprozessordnung, um die Praxistauglichkeit
bestimmter Bestimmungen zu verbessern. Im Hauptstreitpunkt, wonach Beschuldigte
zukünftig nicht mehr bei allen Einvernahmen anderer Personen anwesend sein sollten,
damit es nicht zu Absprachen kommt, lehnte das Parlament nach langen Diskussionen
eine Änderung des Status quo ab. 

Schliesslich stand neben dem Strafrecht auch das Zivilrecht im Mittelpunkt des
Interesses, als in der Zivilprozessordnung der Zugang zum Gericht erleichtert und die
Rechtssicherheit verbessert werden sollte. Die Aufmerksamkeit galt aber vielmehr einer
vom Parlament verschärften Regelung, welche eine Verhinderung des Erscheinens von
Medienartikeln durch eine superprovisorische Verfügung einfacher möglich machte
(siehe auch Legislaturrückblick «Médias»). 

Für mediale Aufmerksamkeit sorgten während der 51. Legislatur auch immer wieder
Demonstrationen gegen im Zuge der Covid-19-Pandemie beschlossene Massnahmen.
Diese verstärkten sich im Laufe des Jahres 2021 und erreichten nach Einführung der
Zertifikatspflicht gegen Ende des Jahres 2021 ihren Höhepunkt. Die aufgeladene
Stimmung gipfelte darin, dass das Bundeshaus aufgrund befürchteter Ausschreitungen
am Abstimmungssonntag zur zweiten Revision des Covid-19-Gesetzes von der Polizei
grossräumig abgeriegelt wurde – eine weitere Eskalation blieb jedoch aus.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

In der Sommersession 2018 eröffneten die APK-NR und APK-SR neuerlich beiden Räten
den Bericht der Delegation bei der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie
(APF) zur Kenntnisnahme und auch in diesem Jahr kamen die Räte dieser Bitte
diskussionslos nach.
In Vertretung der Ständeratskommission führte Christian Levrat (sp, FR) seine
Erläuterungen – im Wissen um die wiederkehrenden Diskussionen um den Nutzen der
APF – mit der Hervorhebung der besonderen politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Anziehungskraft dieser Organisation an. So habe sie sich seit Anfang der
90er Jahre erheblich um Länder aus Mittel- und Osteuropa, Asien und dem Nahen
Osten erweitert und biete den meisten Mitgliedsstaaten ein nützliches Tor
insbesondere zur afrikanischen Politik. Gerade der afrikanische Kontinent ist auch im
Themenfokus der Schweizer Delegation stark repräsentiert, wie sich aus den
verschiedenen Tätigkeitsfeldern schliessen lässt. Nicht zuletzt am wichtigsten
Organisationsanlass, der Jahrestagung, die im Berichtsjahr zum 50.
Organisationsjubiläum unter dem Motto «Diversité linguistique, diversité culturelle,
identité(s)» vom 06.–11. Juli in Luxemburg stattfand, referierten und konsolidierten die
Schweizer Abgeordneten ihre thematischen Schwerpunkte: Prävention von
gewalttätigem Extremismus und Radikalisierung, Abschaffung der Todesstrafe im
frankophonen Raum, Schutz der Mehrsprachigkeit, Bekämpfung des
grenzüberschreitenden Handels mit Frauen und Kindern sowie Schutz der persönlichen
Daten im frankophonen Raum. Besonders die drei erstgenannten Punkte seien im
Berichtsjahr von grosser Bedeutung gewesen, wie Levrat betonte. Im Rahmen der
Frankophonie habe man sich an internationalen Diskussionen über die Reaktion auf den
Terrorismus beteiligt und habe hierbei versucht, weg von der Methode der
Kriminalisierung von Terroristen, hin zu einem ganzheitlichen Ansatz mit spezifischen
präventiven Elementen überzugehen. Diese könnten Massnahmen zur Stärkung der
Menschenrechte beinhalten oder auf die Stärkung von Entwicklungsprogrammen in
fragilen Kontexten ausgerichtet sein. Auf Anregung von Ständerätin Anne Seydoux-
Christ (cvp, JU) habe man auch besondere Bestrebungen zur Abschaffung der
Todesstrafe im frankophonen Raum forciert. Derzeit sei die Todesstrafe in 55 der 79
Mitgliedsstaaten der Frankophonie abgeschafft und in 14 weiteren Staaten zwar noch
gesetzlich verankert, aber seit mindestens zehn Jahren nicht mehr angewendet
worden. Trotz grosser Fortschritte in diesem Bereich blieben noch immer einige
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«dunkle Flecken» und die Parlamentarierinnen und Parlamentarier, insbesondere aus
dem Umfeld solcher Staaten, spielten eine wichtige Rolle im Fortschritt zur
Abschaffung der Todesstrafe. Hinsichtlich des Schutzes der Mehrsprachigkeit habe
Nationalrat Reynard (sp, VS) im Rahmen der Jahrestagung den Fokus auf die
verschiedenen Kulturräume, die mit den vier Landessprachen und den Sprachen der
Einwanderinnen und Einwanderer entstünden und die die Besonderheit der Schweizer
Mehrsprachigkeit ausmachten, sowie auf die Tatsache, dass mehr als die Hälfte der
Schweizerinnen und Schweizer regelmässig zwei Sprachen gebrauchten, gesetzt. Die
Mehrsprachigkeit sei ein Willensakt und müsse gepflegt und weiterentwickelt werden,
wie Reynard auch im Bericht paraphrasiert wurde. Auch wenn die Minderheitssprache
Französisch in der Schweiz aufgrund rechtlicher Grundlagen geschützt sei, müsse die
französischsprachige Minderheit regelmässig für ihre Gleichbehandlung einstehen;
nicht zuletzt auch, weil die Hegemonie des Englischen im Bereich der Wissenschaft und
Forschung im grossen Gegensatz zur Mehrsprachigkeit stehe.
Nebst den internationalen Verhandlungen setzte sich die Delegation im Berichtsjahr
auch mit internen Themen auseinander wie beispielsweise der Festlegung der Werte
und Positionen der Frankophonie, der Zusammenarbeit zwischen Bildungsinstitutionen
der Frankophonie und Schweizer Hochschulen, der Unabhängigkeit der Medien im
frankophonen Afrika oder der Aktivität der Schweiz zur Unterstützung der
Berufsbildung in den Ländern des Südens. Der Bericht schliesst mit der Erkenntnis,
dass die APF eine wichtige Kontaktstelle zur Bundesversammlung darstelle und
insbesondere im Dialog mit den afrikanischen Vertreterinnen und Vertretern von
höchster Bedeutung sei – nicht zuletzt auch, weil Afrika als Ganzes längerfristig immer
mehr an Bedeutung in der Organisation gewinnen werde. 1

Medien

Medien

Jahresrückblick 2019: Medien

Medienfragen wurden 2019 verglichen mit den Jahren zuvor sowohl medial als auch im
Parlament eher selten diskutiert. Nach dem Peak im Jahr 2018 mit der No-Billag-
Initiative standen 2019 vor allem der Umzug des SRG-Radiostudios von Bern nach
Zürich und eines Grossteils des Fernsehens von Genf nach Lausanne sowie das neue
Gesetz über elektronische Medien im Mittelpunkt des Interesses. 

Nachdem sich der SRG-Verwaltungsrat im September 2019 für den Umzug eines Teils
des SRG-Radiostudios und seiner Mitarbeitenden von Bern nach Zürich entschieden
und die SRG überdies angekündigt hatte, dass Ähnliches womöglich auch der
Fernsehproduktion in Genf drohe, hatten vier Parteipräsidenten sowie ein
Vizepräsident (Pfister, cvp, ZG; Rytz, gp, BE; Landolt, bdp, GL; Rösti, svp, BE; Jans, sp,
BS) im Nationalrat und ein in dieser Frage sehr engagierter Beat Vonlanthen (cvp, FR) im
Ständerat gleichlautende parlamentarische Initiativen eingereicht, mit denen der SRG
ihre Produktionsstandorte ausdrücklich vorgeschrieben werden sollten. Nach den
ablehnenden Entscheiden der beiden Kommissionen zeigte sich bei der Behandlung
der entsprechende Initiative von Beat Vonlanthen im Ständerat schnell, dass sie auch
dort chancenlos sein würde. Um eine Niederlage zu verhindern, zog der Initiant seine
Initiative vor der Abstimmung zurück. Ganz anders sah die Situation eine Woche später
im Nationalrat aus: Mit 120 zu 54 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) gab der Nationalrat den
fünf nationalrätlichen Vorstössen Folge. Im Anschluss daran gab der SRG-
Verwaltungsrat bekannt, das Zügelprojekt durch eine gesamthafte Audiostrategie zu
ersetzen. Ein Teil des Umzugs würde dadurch verhindert, rund 80 Arbeitsplätze würden
aber dennoch nach Zürich verlegt. Medien und Politik zeigten sich unschlüssig darüber,
ob diese Nachricht als grosses Entgegenkommen der SRG oder als «halbherziges, dem
politischen Druck geschuldetes Bekenntnis», wie es Martin Landolt ausdrückte,
verstanden werden soll. Dennoch verzichtete der Ständerat im September
stillschweigend darauf, den Initiativen sowie einer Standesinitiative des Kantons Genf
(Kt.Iv. 19.306) mit einem ähnlichen Anliegen Folge zu geben. 

Neben der Umzugsfrage drohte der SRG 2019 weiteres Ungemach aus dem Parlament:
So standen einige Vorlagen im Raum, die die RTVG-Abgabe für Unternehmen und damit
einen Teil der Einnahmen der SRG streichen wollten. Im Mittelpunkt stand die
parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH; Pa.Iv. 18.405), welcher der Nationalrat im
September Folge gab. Da Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Unternehmen bereits
privat die Empfangsgebühr zu entrichten hätten, stelle die Unternehmensabgabe eine
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Doppelbelastung dar, hatte zuvor die KVF-NR in ihrer Empfehlung für Folge geben
erklärt. In der Wintersession stimmte der Ständerat jedoch auf Antrag seiner KVF-SR
dem Folgegeben des Nationalrats nicht zu. Die von den Stimmbürgern 2015 bestätigte
Regelung sei erst Anfang 2019 in Kraft getreten und solle nun zuerst einmal beurteilt
werden. Zudem würden die SRG und die privaten Radio- und Fernsehstationen bei
Umsetzung der Initiative deutlich weniger Geld erhalten als bisher. 
Bereits vor der anfänglichen Zustimmung zum Vorschlag von Gregor Rutz im Nationalrat
hatte sich der Ständerat jedoch einverstanden gezeigt, im Rahmen eines Postulats
Abate (fdp, TI; Po. 19.3235) Alternativen zur Methode der heutigen umsatzabhängigen
Berechnung der Radio- und Fernsehabgabe für Unternehmen prüfen zu lassen. Zur
Verhinderung von Doppelzählungen des Umsatzes von Arbeitsgemeinschaften, Holdings
und dauerhaft miteinander verbundenen Unternehmen bei der Festlegung der Höhe
der Abgabe gaben die beiden Kommissionen zudem einer parlamentarische Initiative
Wicki (fdp, NW; Pa. Iv. 19.413) Folge. Anfang Dezember entschied überdies das
Bundesverwaltungsgericht, dass die lediglich sechs Tarifstufen für die Festlegung der
Unternehmensabgabe verfassungswidrig seien. Aufgrund der Rechtssicherheit sei die
aktuelle Regelung bis zum Erlass einer neuen aber weiterhin anzuwenden. 

Die Frage, wer zukünftig von der RTVG-Abgabe profitieren soll, wurde im Rahmen des
neuen Gesetzes über elektronische Medien diskutiert. Dieses war von Bundesrätin
Leuthard im Juni 2019 in die Vernehmlassung gegeben worden, wo es auf breite Kritik
stiess. Simonetta Sommaruga, die 2019 das UVEK und somit auch dieses Dossier von
Doris Leuthard übernahm, entschied schliesslich nach langen Diskussionen und
Spekulationen über die Zukunft des Gesetzes, dieses nicht weiterzuverfolgen und
stattdessen einzelne Probleme mithilfe eines Massnahmenpakets punktuell anzugehen.
Neu sollen auch Onlineportale mit audio- und audiovisuellen, aber auch mit textlastigen
Beiträgen einen Teil der Radio- und Fernsehabgabe erhalten, sofern sie kostenpflichtig
sind. Zudem soll die indirekte Presseförderung in Form einer finanziellen Unterstützung
der Postzustellung auf zusätzliche Titel ausgeweitet und erhöht werden – jedoch nur
auf CHF 50 Mio. statt auf CHF 120 Mio., wie vorgängig von den Verlagen gefordert
worden war. 
Dass diese Aufstockung der indirekten Presseförderung die KVF-NR nicht vollständig zu
überzeugen vermochte, zeigte die Annahme der parlamentarischen Initiative Engler
(cvp, GR; Pa.Iv. 18.479) für eine Unterstützung der Presse in der digitalen
Transformation, welche ihre Schwesterkommission bereits vor der Ankündigung des
Bundesrates angenommen hatte. Im Unterschied zur KVF-SR lehnte die nationalrätliche
Kommission gleichzeitig jedoch eine parlamentarische Initiative Savary (sp, VD; Pa.Iv.
18.480) ab, die diese Unterstützung nicht wie die Motion Engler aus allgemeinen Mitteln,
sondern durch einen Teil der Abgabe für Radio und Fernsehen und durch die
Überschüsse aus den Abgabenanteilen finanzieren wollte. Eher zufrieden mit dem
bundesrätlichen Entscheid zum neuen Gesetz über elektronische Medien zeigte sich
Michael Töngi (gp, LU; Pa.Iv. 19.417), der seine parlamentarische Initiative für ein
Fördermodell für die elektronischen Medien mit der Begründung zurückzog, dass das
vom Bundesrat vorgeschlagene Projekt «in die richtige Richtung» gehe. 

Fortschritte gab es in der Frage um die Rückzahlung der zu Unrecht erhobenen
Mehrwertsteuerbeträge. In Reaktion auf einen Bundesgerichtsentscheid vom
November 2018 und eine überwiesene Motion Flückiger-Bäni (svp, AG; Mo. 15.3416)
schickte das UVEK im Frühjahr einen Vorentwurf in die Vernehmlassung, der eine
pauschale Rückvergütung an alle Haushalte in der Höhe von CHF 50 vorsah. Aufgrund
der grossmehrheitlich positiven Stellungnahmen präsentierte der Bundesrat im
November seine Botschaft zuhanden des Parlaments. 2

Rétrospective annuelle 2022: Médias

En politique médiatique, l'année 2022 a incontestablement été marquée par le refus du
paquet d'aide aux médias le 13 février. Avec 54.56 pour cent de non, la population
suisse a enterré ce qui devait constituer une pierre angulaire du soutien à la presse et
aux médias en ligne. Au terme d'une intense campagne, le Conseil fédéral et le
Parlement ont été désavoués par le peuple. L'analyse VOX a démontré que les
arguments des opposant.e.s ont été efficaces. Ceux-ci ont porté sur la répartition des
subventions, et sur l'indépendance des médias vis-à-vis de l'État. Craignant pour la
diversité du paysage médiatique, et en particulier pour la survie des journaux
régionaux, les partisan.e.s ont été entendus en Suisse romande. En revanche, l'objet n'a
pas convaincu outre-Sarine.
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Sans surprise, c'est durant le mois précédant la votation que la proportion d'articles de
presse sur le thème des médias était la plus élevée. En effet, au mois de janvier, cette
part atteignait presque 9 pour cent de l'ensemble des articles de journaux sur la
politique nationale. Malgré l'effet «votation», la proportion de coupures de presse
consacrées aux médias sur l'année s'établit autour de 2 pour cent, dans les mêmes eaux
que les années précédentes. Cela demeure bien loin de 2018, où la votation sur
l'initiative No-Billag avait fait couler beaucoup d'encre dans la presse, comme le
montre l'analyse APS des journaux 2022.

D'ailleurs, quatre ans après le clair rejet de No-Billag dans les urnes, l'échec du paquet
d'aide aux médias a constitué une plateforme idéale pour une nouvelle initiative
s'attaquant au service-public. L'UDC, accompagné de l'USAM et des jeunes PLR, a
présenté début mars son initiative «200 francs, ça suffit». Comme son nom l'indique,
cette initiative souhaite réduire le montant de la redevance radio-TV à CHF 200 francs
par ménage. Moins radicale que sa prédécesseur, qui prévoyait une suppression pure et
simple de la redevance, elle met une fois de plus la pression sur le service-public. De
manière générale, la SSR n'a pas été épargnée par les critiques cette année. Déjà
pointés du doigt en 2021, les salaires des cadres ont à nouveau suscité des discussions
dans la presse, alors que l'entreprise applique des plans d'économie pour réduire ses
dépenses. Cependant, l'épisode le plus médiatisé a concerné l'incident entre Sandro
Brotz et le conseiller national Thomas Aeschi (udc, ZG) dans l'émission Arena. Le
présentateur-vedette du programme a taxé de «racistes» des propos tenus par Aeschi
au Parlement. Outrée, l'UDC a répliqué en boycottant l'émission. Après le dépôt d'une
plainte, l'AIEP a jugé que Brotz avait violé le principe d'objectivité en qualifiant ainsi les
propos du chef du groupe UDC aux chambres.

Outre la réduction de la redevance pour les ménages, l'initiative «200 francs, ça suffit»
comprend également un volet qui prévoit d'exempter les entreprises de payer la
redevance. Une ambition partagée par une initiative parlementaire finalement refusée
par le Conseil des États (le Conseil national l'avait en revanche acceptée) au motif que
le peuple aura l'occasion de se prononcer sur le sujet. Un signe que dans les travées du
parlement, peu de doute subsiste quant au fait que l'initiative de l'UDC va aboutir. Elle
se trouve actuellement au stade de la récolte de signature. Avec un délai allant jusqu'à
décembre 2023, la presse a souligné que cette initiative faisait sans aucun doute partie
de la stratégie de l'UDC en vue des élections fédérales d'octobre 2023. Alors que la
majorité des partis devraient s'opposer à l'initiative, l'UDC souhaiterait surfer sur la
vague de scepticisme qui règne dans une partie de la population à l'encontre des
médias. 

L'année a donc été compliquée pour les médias. Ce constat est partagé par l'annuaire
2022 sur la qualité des médias. Le rapport réalisé par le fög démontre que l'intérêt
pour l'actualité diminue en Suisse. En particulier, une étude indique que les jeunes
passent en moyenne sept minutes par jour à consulter des «news» sur leur téléphone
portable. En outre, les consommateurs et consommatrices se montrent réticents à
payer pour des contenus, accentuant les difficultés financières de la branche.
Cependant, le rapport relève que la couverture médiatique demeure de bonne qualité
en Suisse. Les auteur.e.s refusent donc de peindre le diable sur la muraille, en
proposant diverses pistes pour améliorer la situation. De manière générale, certains
observateurs et observatrices se sont inquiétées de la situation des médias, allant
même jusqu'à dire qu'un «vent défavorable pour les médias» souffle au Parlement. Ces
déclarations ont fait suite à la décision du Conseil des États d'assouplir les exigences
pour faire recours aux mesures provisionnelles. Ces inquiétudes provenaient également
de l'affaire dite des «Suisse secrets», une enquête à laquelle n'ont pas pu participer les
médias suisses, entravés par un article de la loi sur les banques (LB). Une motion a été
déposée au Parlement afin de mener une réflexion sur une éventuelle modification de
l'article en question.

Après le gros coup d'arrêt provoqué par le rejet du paquet d'aide aux médias, diverses
interventions parlementaires ont été déposées afin de relancer les débats. La
Commission des transports et des télécommunications du Conseil national (CTT-CN) a
proposé de reprendre les mesures du projet qui n'étaient pas contestées durant les
débats parlementaires et la campagne. Des mesures essentielles selon la commission,
mais qui n'ont pas convaincu la majorité du Conseil national. Appelant à respecter la
décision populaire, les opposants de cette initiative parlementaire ont demandé à ce
que les résultats d'un postulat soient entendus avant de prendre de nouvelles mesures.
Le postulat en question, accepté par la chambre du peuple peu après le vote sur l'aide
aux médias, charge le Conseil fédéral de présenter une nouvelle stratégie pour la
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politique médiatique, afin de ne pas répéter les erreurs commises lors de la conception
du paquet d'aide aux médias. Dans l'attente de nouvelles mesures, la CTT-CN a proposé
de prolonger les mesures transitoires de soutien à la presse écrite, mises en place
durant la pandémie. Cette option a finalement été refusée au Conseil des États.

En outre, le Parlement a rejeté une motion qui proposait de distribuer des bons aux
personnes de 16 à 25 ans pour qu'elles puissent s'abonner à un média de leur choix, et
a accepté un postulat visant à réguler les discours haineux sur les réseaux sociaux.
Enfin, le Conseil national a refusé de prolonger l'utilisation de la diffusion FM. Cette
technologie sera donc, comme prévu, abandonnée en 2024. 3

Rétrospective sur la 51ème législature: Médias

Auteur.e.s : Mathias Buchwalder, Christian Gsteiger et Marlène Gerber

Etat au 17.08.2023

Dans le domaine des médias, la 51ème législature a été particulièrement marquée par
les débats autour du paquet d’aide aux médias, qui prévoyait une augmentation des
aides indirectes à la presse, l’introduction de mesures supplémentaires d’appui au
secteur médiatique, et, pour la première fois, un soutien aux médias en ligne. Suite au
succès d'un référendum, le projet a été soumis au verdict populaire. En février 2022, le
paquet d’aide aux médias a été rejeté par une majorité des votant.e.s (Oui: 45.42%).
Suite à cela, plusieurs discussions ont été lancées, tant au sein qu'en dehors du
Parlement, sur l'avenir de l'aide aux médias. Jusqu'à présent, seul un postulat déposé
avant le scrutin et demandant au Conseil fédéral d'examiner et de repenser sa stratégie
de soutien aux médias a été adopté par le Parlement. Résultat: la politique médiatique,
et notamment la question de la réforme de l’aide aux médias, n'est pas beaucoup plus
avancée aujourd'hui qu'elle ne l’était en 2019. 
En raison de la pandémie de Covid-19, les médias ont toutefois bénéficié d'une aide
transitoire. En effet, le Parlement a adopté une aide d'urgence limitée dans le temps
pour la presse écrite et les médias électroniques, afin de compenser le recul encore
plus marqué qu’habituellement des revenus publicitaires pendant cette crise.

Au cours de la législature, le Parlement s'est également penché sur quatre initiatives
parlementaires visant à élargir l'article constitutionnel sur les médias, afin de pouvoir
soutenir directement non seulement la radio et la télévision, mais aussi d'autres types
de médias. Ces demandes ont échoué au Conseil national.

Peu après le rejet du paquet d’aide aux médias, une initiative populaire dénommée
«200 francs, ça suffit», dont le but est de limiter la redevance radio-TV à CHF 200 par
an, a été lancée. Le comité a déposé le texte à la Chancellerie fédérale en août 2023
avec plus de 128'000 signatures. Outre la réduction pour les ménages, l'initiative
prévoit d'exonérer les entreprises de la redevance, ce qu'avait aussi demandé une
initiative parlementaire durant la législature. L’objet avait finalement échoué devant le
Conseil des Etats. La redevance des entreprises avait suscité des oppositions en 2015
déjà, lors de la modification de la LRTV acceptée dans les urnes. Au cours de la 51ème
législature, le Parlement a en revanche décidé avec succès d'exonérer les
communautés de travail de la redevance. En outre, le Parlement a adopté un projet
visant à rembourser aux contribuables la TVA sur la redevance radio-TV, prélevée sans
fondement juridique par la Confédération, selon un arrêt du Tribunal fédéral.

Enfin, des discussions virulentes ont également eu lieu au sujet de la liberté de presse
durant la deuxième moitié de la législature. Une large alliance issue du monde des
médias s'est opposée à l'abaissement des conditions nécessaires pour recourir aux
mesures provisionnelles des tribunaux contre les médias. Selon l’alliance, ce
changement, décidé dans le cadre de la révision du code de procédure civile, faisait
craindre une forme de censure médiatique. De plus, l’enquête sur les «Suisse Secrets»
menée sans la participation des médias suisses a également donné lieu à des
discussions. Une motion de commission a alors demandé de réviser un article de la loi
sur les banques (LB) afin de garantir la liberté de la presse dans les questions relatives à
la place financière. Lors de la session de printemps 2023, le Conseil national, saisi en
premier lieu, a accepté cette demande.

Les rétrospectives annuelles:
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Rétrospective annuelle 2023: Médias

Moribonde après le refus du paquet d'aide aux médias en février 2022, la politique
médiatique a cherché un second souffle en 2023. Pour ce faire, la Commission fédérale
des médias (COFEM) a proposé dès le début de l'année de changer de paradigme par
rapport à la politique actuelle, en introduisant un soutien étatique indépendant du
support de diffusion. Audacieuse, la proposition a bénéficié d'un certain écho dans la
presse. De quoi donner des idées, peut-être, au nouveau conseiller fédéral en charge
des médias, l'UDC Albert Rösti. Si la proposition de la COFEM ne s'est pas (encore)
traduite au Parlement, trois initiatives parlementaires reprenant certains aspects du
paquet d'aide aux médias occupent actuellement l'agenda. Intégrant les demandes
d'une des initiatives, un avant-projet prévoit une augmentation des aides indirectes à la
presse pour une durée limitée de sept ans. Cet avant-projet a été soumis à consultation
par la Commission des transports et des télécommunications du Conseil national (CTT-
CN). Les deux autres initiatives parlementaires visent d'une part à introduire une aide
aux médias électroniques, et d'autre part à augmenter la quote-part de la redevance
attribuée aux radios et télévisions régionales au bénéfice d'une concession. 

En 2023, la pression s'est accentuée sur le service-public. L'initiative SSR, ou «200
francs, ça suffit!», a été déposée fin août auprès de la Chancellerie fédérale. Figurant à
l'origine parmi les initiant.e.s, Albert Rösti avait anticipé le dépôt du texte en annonçant
en avril suspendre les travaux concernant la nouvelle concession de la SSR, dans le but
de réaliser une évaluation générale de l'entreprise de service-public. En novembre, le
Conseil fédéral, soucieux de proposer une alternative à l'initiative, a mis en
consultation une baisse en deux étapes de la redevance des ménages à CHF 300 francs
d'ici 2029. Le gouvernement estime qu'une réduction à CHF 200 francs, comme le
souhaitent les initiant.e.s, aurait des conséquences drastiques sur l'offre journalistique.
En outre, les entreprises dont le chiffre d'affaire annuel est inférieur à CHF 1.2 millions
(contre CHF 500'000 actuellement) seraient exemptés de la redevance avec le projet
du Conseil fédéral. De son côté, l'initiative prévoit de supprimer totalement la
redevance des entreprises. L'annonce du Conseil fédéral a fait couler de l'encre dans la
presse. C'est en effet au mois de novembre que la part des articles concernant la
politique médiatique a atteint son pic. Ils comptaient pour 4 pour cent de l'ensemble
des articles traitant de politique nationale comme l'indique l'analyse APS des journaux
2023. Malgré ce pas dans leur direction de la part du Conseil fédéral, les initiant.e.s ont
annoncé maintenir l'initiative, qui devrait donc être soumise au verdict des urnes
prochainement. De quoi promettre des débats intenses en 2024.

Autre dossier en cours, le projet de révision du droit d'auteur du Conseil fédéral a été
soumis à consultation en 2023. En prévoyant que les services en ligne comme Google,
Facebook ou Youtube versent une rémunération aux médias pour l'utilisation d'extraits
de leurs publications, comme cela est déjà le cas dans l'UE, le Conseil fédéral pourrait
bien avoir ouvert la boîte de Pandore. En effet, de nombreuses voix s'élèvent pour que
la question de la régulation de l'intelligence artificielle (IA) soit traitée dans cette
révision. 

La thématique de l'intelligence artificielle a également été au menu de l'annuaire 2023
sur la qualité des médias. En effet, l'une des nombreuses études publiées dans le
document référence de la qualité médiatique en Suisse a indiqué que la population
n'avait pour l'heure qu'une faible acceptation pour les contenus générés par
l'intelligence artificielle. Parmi les autres enseignements de l'annuaire, la mesure à long
terme de la qualité des médias montre le meilleur niveau global depuis 2015. En
particulier, la pertinence de la couverture médiatique augmente, car les médias traitent
davantage de politique. Au rayon des nouvelles moins réjouissantes, la part des
«indigentes et indigents en matière d’information», dont la consommation d'actualités
est inférieure à la moyenne, se monte à 43 pour cent de la population, ce qui constitue
une nouveau record. 

Enfin, plusieurs affaires pourraient avoir causé un dégât d'image à la branche
médiatique en 2023. En début d'année, la révélation des échanges fréquents entre
Marc Walder, CEO de Ringier, et Peter Lauener, chef de la communication d'Alain
Berset, durant la pandémie, a mis en lumière une proximité malvenue entre médias et
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politique. Parallèlement, différentes affaires de mobbing et de harcèlement ont
éclaboussé la presse alémanique. Des révélations sur certaines pratiques intolérables
ont mené à des licenciements dans les groupes Tamedia et Ringier, et au sein du
magazine Republik. En outre, une vague de licenciements, notamment en Suisse
romande, a fait les gros titres aux mois de septembre et octobre: Tamedia a annoncé la
suppression de 56 postes dans ses titres payants et gratuits. 4

1) AB NR, 2018, S.601; AB SR, 2018, S.568 f.; Bericht APF vom 31.12.17; Pressemappe der 43. APF-Jahrestagung
2) APS-Zeitungsanalyse 2019 – Medien
3) Analyse APS des journaux 2022 – Médias
4) Analyse APS des journaux 2023 – Médias
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